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Ihr Zeichen, Ihre Nachricht vom Unser Zeichen, unsere Nachricht vom 

 mr 

 
Stellungnahme zur Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 54 „Sonderge-
biet Bauschuttrecycling und Photovoltaik Starkertshofen“ mit Vorhaben- und Erschließungs-
plan und die 14. Änderung des Flächennutzungsplanes im Parallelverfahren (§ 8 Abs. 3 des 
Baugesetzbuches, BauGB) 
 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

 

der Bayerische Bauernverband als Träger öffentlicher Belange und als Interessenvertretung der 

bayrischen Landwirtschaft nimmt zu o.g. Projekt wie folgt Stellung: 

 

- Durch die Bewirtschaftung der angrenzenden landwirtschaftlichen Nutzflächen kann es zu 

Staubemissionen kommen. Des Weiteren kann es durch die maschinelle Bearbeitung der 

angrenzenden Flächen zu Steinschlägen und somit zu Beschädigungen der Solarmodule 

kommen. Die Bewirtschafter der angrenzenden Flächen müssen in jedem Fall von der Haf-

tung ausgeschlossen werden. Der Betreiber hat die Bewirtschaftung der angrenzenden Flä-

chen mit allen Konsequenzen zu dulden.  

 

- Es ist darauf zu achten, dass die Grenzabstände bei Bepflanzungen nében landwirtschaft-

lich genutzten Flächen laut „Ausführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch“ (AG-BGB), 

Art. 48, eingehalten werden. Weiterhin ist die Bepflanzung regelmäßig zurückzuschneiden, 

damit die Bewirtschaftung der Flächen und das Befahren der Wege durch die Landwirte 

auch zukünftig problemlos gewährleistet sind.  

 

- Das Befahren der Wege und die Bewirtschaftung der angrenzenden Flächen müssen weiter-

hin jederzeit problemlos möglich sein, auch mit überbreiten Maschinen und während der 

Bauphase. Die Einfriedung darf deshalb keinesfalls an der Grundstücksgrenze errichtet wer-

den. Die Eingrünung der Vorhabensfläche ist an den Grundstücksgrenzen regelmäßig zu-

rückzuschneiden.  
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Ausdehnung des Denkmals nach Süden ist bisher nicht abschließend geklärt. Daher 

sind im Geltungsbereich des Bebauungsplans bisher unbekannte Bodendenkmäler zu 

vermuten. Aus diesem Grund ist für Bodeneingriffen im Rahmen des geplanten 

Kiesabbau in den Flstnr. 782, 783, 784, 784/3 ist eine denkmalrechtliche Erlaubnis 

nach Art. 7.1. BayDSchG notwendig. Da eine ggf. notwendige Ausgrabung des Areals 

bereits im Zuge des Kiesabbaus erfolgen wird, ist für die rekultivierten Bereiche und 

die Nachnutzung als PV-Anlage ein Hinweis auf die Meldepflicht von 

Bodendenkmälern nach Art. 8 BayDSchG ausreichend.  

 

Eine Orientierungshilfe zum derzeit bekannten Denkmalbestand bietet der öffentlich 

unter http://www.denkmal.bayern.de zugängliche Bayerische Denkmal-Atlas. 

Darüber hinaus stehen die digitalen Denkmaldaten für Fachanwender als Web Map 

Service (WMS) zur Verfügung und können so in lokale Geoinformationssysteme 

eingebunden werden. Die URL dieses Geowebdienstes lautet: 

https://geoservices.bayern.de/wms/v1/ogc_denkmal.cgi 

Bitte beachten Sie, dass es sich bei o.g. URL nicht um eine Internetseite handelt, 

sondern um eine Schnittstelle, die den Einsatz entsprechender Software erfordert.  

Bodendenkmäler sind gem. Art. 1 BayDSchG in ihrem derzeitigen Zustand vor Ort zu 

erhalten. Der ungestörte Erhalt dieser Denkmäler vor Ort besitzt Priorität. Weitere 

Planungsschritte sollen diesen Aspekt berücksichtigen und Bodeneingriffe auf das 

unabweisbar notwendige Mindestmaß beschränken.  

Nach § 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitpläne insbesondere 

die Belange des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege sowie die erhaltenswerten 

Ortsteile, Straßen und Plätze von geschichtlicher, künstlerischer oder 

städtebaulicher Bedeutung zu berücksichtigen. Gem. Art. 3 BayDSchG nehmen 

Gemeinden, vor allem im Rahmen der Bauleitplanung auf die Belange des 

Denkmalschutzes und der Denkmalpflege, angemessen Rücksicht. Art. 83, Abs. 1 BV 

gilt entsprechend. Das genannte Bodendenkmal ist nachrichtlich in der markierten 

Ausdehnung in den Bebauungsplan zu übernehmen, in der Begründung aufzuführen 

sowie auf die besonderen Schutzbestimmungen ist  hinzuweisen (gem. § 5 Abs. 4, § 

9 Abs. 6 BauGB) und im zugehörigen Kartenmaterial Lage und Ausdehnung zu 

kennzeichnen (Anlage PlanZV, Nr. 14.2-3). 

http://www.denkmal.bayern.de/
https://geoservices.bayern.de/wms/v1/ogc_denkmal.cgi
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Fachliche Hinweise zur Abstimmung kommunaler Planungen mit Belangen der 

Bodendenkmalpflege entnehmen Sie auch bitte der Broschüre „Bodendenkmäler in 

Bayern. Hinweise für die kommunale Bauleitplanung.“ 

(https://www.blfd.bayern.de/mam/abteilungen_und_aufgaben/bodendenkmalpfleg

e/kommunale_bauleitplanung/2018_broschuere_kommunale-bauleitplanung.pdf) 

 

Wir bitten Sie, folgenden Text in den Festsetzungen, auf dem Lageplan und ggf. in 

den Umweltbericht zu übernehmen: 

Für Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist eine 

denkmalrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 BayDSchG notwendig, die in einem 

eigenständigen Erlaubnisverfahren bei der zuständigen Unteren 

Denkmalschutzbehörde zu beantragen ist. 

Im Rahmen der Genehmigungsverfahren wird das BLfD die fachlichen Belange der 

Bodendenkmalpflege formulieren.  

Bitte beachten Sie die folgenden Hinweise:  

- Ist eine archäologische Ausgrabung nicht zu vermeiden, soll bei der Verwirklichung 

von Bebauungsplänen grundsätzlich vor der Parzellierung die gesamte 

Planungsfläche archäologisch qualifiziert untersucht werden, um die Kosten für den 

einzelnen Bauwerber zu reduzieren. 

- Im Falle einer Erlaubniserteilung überprüft das BLfD nach vorheriger Abstimmung 

die Denkmalvermutung durch eine archäologisch qualifizierte Voruntersuchung 

bzw. eine qualifizierte Begleitung des Oberbodenabtrags für private 

Vorhabenträger, die die Voraussetzungen des § 13 BGB (Verbrauchereigenschaft) 

erfüllen, sowie für Kommunen. Informationen hierzu finden Sie unter:  

200526_blfd_denkmalvermutung_flyer.pdf (bayern.de) 

- Sollte nach Abwägung aller Belange keine Möglichkeit bestehen, Bodeneingriffe 

durch Umplanung vollständig oder in großen Teilen zu vermeiden, muss im 

Anschluss an die Denkmalfeststellung durch das BLfD eine vorherige 

wissenschaftliche Untersuchung, Bergung und Dokumentation (d. h. Ausgrabung) 

https://www.blfd.bayern.de/mam/abteilungen_und_aufgaben/bodendenkmalpflege/kommunale_bauleitplanung/2018_broschuere_kommunale-bauleitplanung.pdf
https://www.blfd.bayern.de/mam/abteilungen_und_aufgaben/bodendenkmalpflege/kommunale_bauleitplanung/2018_broschuere_kommunale-bauleitplanung.pdf
https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/denkmaleigentuemer/200526_blfd_denkmalvermutung_flyer.pdf
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Anlagen:
Stellungnahme ”Bauleitplanung" vom 07.01.2025
Stellungnahme ”Untere lmmissionsschutzbehörde" vom 20.12.2024
Stellungnahme ”Untere Naturschutzbehörde" vom 13.12.2024
Stellungnahme ”Untere Wasserrechtsbehörde" vom 19.12.2024
Stellungnahme Untere Bodenschutzbehörde" vom 18.12.2024
Stellungnahme ”Energie und Klimaschutz" vom 10.12.2024
Stellungnahme ”Kreiseigener Tiefbau" vom 04.12.2024
Stellungnahme ”Kommunale Angelegenheiten" vom 30.12.2024
Stellungnahme ”Untere Denkmalschutzbehörde" vom 19.12.2024
Stellungnahme ”Abfallwirtschaftsbetrieb (AWP)" vom 23.12.2024
Stellungnahme ”Brandschutzdienststelle" vom 30.12.2024
Stellungnahme ”Untere Straßenverkehrsbehörde" wird ggf. nachgereicht
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Erläuterung:

Der planungsrechtlichen Steuerung ortsplanerischer Gestaltung kommt besondere Bedeutung zu.
Es wird angeregt, die Anzahl der Gebaude, insbesondere für Trafo, Energiespeicher und
Wechselrichter, z. B. auf maximal je drei festzusetzen und örtlich zu bündeln. Darüber hinaus
erscheint die Fläche von 200 m2 für die Gebäude, im Vergleich mit ähnlichen Anlagen, als zu groß
bemessen und daher aus Sicht der Fachstelle unverhältnismäßig. Der Vorhabenträger sollte zuerst
der Marktgemeinde Reichertshofen gegenüber begründen, wozu derartige Gebäudeflächen benötigt
werden sollen. Die Gemeinde müsste diese dann auf Plausibilität prüfen. Für ein Vorhaben dieser
Größenordnung sind kleinere Gebäudeflächen ausreichend.

Zudem wird aus Gründen des Ortsbildes angeregt, die Gebäude der Freiflächen-PV-Anlage
einheitlich zu gestalten, z. B. mit Holzfassaden und darüber hinaus die Dächer neben den
Gründächern alternativ z. B. mit roten Satteldächern festzusetzen.

Für die Gebäude des SO Bauschuttrecycling wird angeregt, einheitlich harmonisch wirkende
Regelungen, wie z. B. Dächer (z. B. graues Blechmaterial, z. B. Titanzink) bzw. Wände (z. B. als
Wandverkleidung Holz oder Blech in hellen Tönen) festzusetzen. Es wird diesbezüglich angeregt,
keine Beliebigkeit an unterschiedlichen Dachformen zuzulassen.

Die derzeitigen Bauräume ermöglichen u. a. eine zusammenhängende Bebauung von z. B. 90 bis
100 m Länge. Durch geeignete Festsetzungen sollten diese Baukörper gegliedert werden.
Vorgeschlagen wird beispielhaft, dass die Baukörper ab einer Gesamtlänge der Gebäudeflucht von
mindestens 50 m durch Fassadenvor- bzw. -rücksprünge, Tragwerkselemente, Materialwechsel
und/oder Farbgebung vertikal gegliedert werden.
Derzeit werden für die Baugebiete noch keinerlei Festsetzungen zu den Werbeanlagen getroffen.
Es wird daher in diesem Zusammenhang angeregt, folgende Festsetzungen zu treffen:
Für die beiden Sondergebiete SO Photovoltaik 1 und 2 wird angeregt, keinerlei Werbeanlagen
zuzulassen.
Für die beiden Sondergebiete SO Bauschuttrecycling 1 und 2 innerhalb des
Landschaftsschutzgebietes wird Folgendes angeregt:
- Es sollen keine freistehenden Werbeanlagen (z. B. Pylone, Fahnen, etc.) zulässig sein.
- Schriftfelder/Logosym bole/Plakatierflächen sind nur an der Gebäudewand von Hauptbaukörpern

in Richtung der benachbarten Erschließung zulässig. Dabei darf die Summe dieser
Werbeflächen 5% der jeweiligen Wandfläche der betroffenen Gebäudeseite nicht überschreiten."

- Dabei soll die maximal zulässige Ansichtsfläche pro Werbeanlage an Hauptbaukörpern auf
höchstens 6 m Länge bzw. max. 2 m Höhe pro Wandfläche begrenzt werden.

- Das Anbringen von Werbeanlagen an Zaunanlagen ist nur im Bereich der Einfahrt zulässig. Die
Werbeanlage darf dabei 2 m2 Fläche nicht überschreiten.

2. Die Bauleitplanung muss Planungssicherheit gewährleisten und die Umsetzung des
Planvorhabens für alle am Verfahren Beteiligten nachvollziehbar darstellen. Aus den
Planunterlagen sollen sich die Geländehöhen ergeben (vgl. § I Abs. 2 PlanZV). Bei der
Festsetzung der Höhe baulicher Anlagen sind gemäß § 18 BauNVO die erforderlichen
Bezugspunkte zu bestimmen.

Erläuterung:

Aus den negativen Erfahrungen einzelner Gemeinden durch fehlende geeignete Geländeschnitte
und um die Planung für alle am Verfahren Beteiligten (z. B. Marktgemeinderat, Bauherr, Nachbarn,
Planer, Verwaltung) rechtsverbindlich umzusetzen und wegen des bewegten Geländes sind
Regelungen für eine eindeutige und rechtssichere Umsetzung unabdingbar.
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Daher wird angeregt, aussagekräftige Gelände- bzw. Gebäudeschnitte in der Planung entsprechend
als Festsetzung zu treffen.1

3. Die Planunterlagen entsprechen noch nicht den planungsrechtlichen Anforderungen (vgl. u.
a. § 2 PIanZV). Die Rechtssicherheit des Bebauungsplanes setzt klare Festsetzungen voraus,
die z.T. noch nicht gegeben sind (vgl. u. a. § 9 BauGB, etc.).

Erläuterung:

Wie in der Flächennutzungsplanung sollten die Flächen im Bebauungsplan mit der Signatur Fläche
für Abgrabungen und die Gewinnung von Bodenschätzen versehen werden.

Es wird angeregt, zu klären, welche Flächen das ”Sondergebiet Photovoltaik" enthält. So könnten
zur Eindeutigkeit und Klarheit im Text (z. B. unter Punkt 2.3, 2.4, 3.1.2) z. B. ”Sondergebiet

Photovoltaik 1" und ”Sondergebiet Photovoltaik 2" in Klammern dahinter aufgeführt werden.
Vergleichbar gilt dies für das SO Bauschuttrecycling (Punkt 3.1.1 der Festsetzungen).

4. Die Begründung gemäß § 2a Abs. I Satz 2 Nr. I BauGB ist noch nicht ausreichend.

Erläuterung:

Die Begründung sollte einerseits knapp und allgemein verständlich sein. Andererseits muss das
Ziel, der Zweck und die Auswirkungen der Planung gemäß § 2a Satz 2 BauGB in der Begründung
dargelegt werden.
Der Regionalplan 10 (Ingolstadt) wurde vor einiger Zeit neu nummeriert. Es kann dabei festgestellt
werden, dass z. B. die in der Begründung (z. B. Kapitel 3.2 Belange der Landes- und
Regionalplanung) diesbezüglich verwendeten Bezeichnungen nicht mehr aktuell sind. Es wird daher
angeregt, diese zu prüfen und dementsprechend zu ändern (z. B. A 1(G) ist neu z. B. 1.4.1(G)).
Gleiches gilt für Kapitel 2.2 Regionalplan im Umweltbericht.

Die Flächengröße von 4.000 m2 Grundfläche für die Gebäude und Nebenanlagen erscheint sehr
großzügig bemessen (vgl. § la Abs. 2 BauGB, sparsamer Umgang mit Grund und Boden). Daher
wird angeregt, die Notwendigkeit in der Begründung (siehe Kapit& 5.3 Maß der baulichen Nutzung)

noch ergänzend und ausreichend zu erläutern.

Zudem wird angeregt, in Kapitel 5.3 Maß der baulichen Nutzung auch zu begründen, weshalb im
SO Bauschuttrecycling die unter 3.1 .1. festgesetzte Überschreitung der Gesamt-GRZ auf bis zu 0,9
ermöglicht werden soll.

Redaktionelle Anregungen:

Präambel
Folgende Informationen sind unterhalb der Präambel noch zu ergänzen:

o ”Mit beigefügt sind
¯ die Begründung in der Fassung vom
¯ der Umweltbericht in der Fassung vom
¯ z. B. immissionsschutzfachliches Gutachten Nr. ... vom
¯ z. B. spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP) vom
¯ etc."

1 Dabei sollten Hohenbezugspunkte, z ft zur Erschließungsstraße (vgl § 18 BauNVO) festgesetzt werden Zur Beurteilung des Gelandeverlaufes sollen Schnitte ergänzend außerdem das

dem Bebauungsplan direkt angrenzende Gelande auf einer Tiefe von ca 5 m darstellen. Eine abschließende Stellungnahme zu den noch zu erbringenden Gelandeschnitten muss daher dem
weiteren Verfahren vorbehalten bleiben
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Sehr geehrte Damen und Herren,

I øiII' L.

Soflten Geländeauffüflungen stattfinden, empfehlen wir dazu nur schadstofffreier Erdaushub ohne
Fremdanteile zu verwenden. Auffüllungen sind ggf. baurechtlich zu beantragen. Wir möchten darauf
hinweisen, dass seit 01.08.2023 die Ersatzbaustoffverordnung in Kraft getreten Ist, die hinsichtlich des
Einbaus von mineralischen Ersatzbaustoffen (RC-Material, Boden etc.) zu beachten ist. Belastetes
Bodenmaterial darf nur eingebaut werden bei geeigneten hydrogeoflogischen Voraussetzungen am
Einbauort unter Beachtung der Vorgaben der EBV bzw. der BBodSchV n.F. Für das Auf- oder
Einbringen von Materialien auf oder in den Boden, auf oder in eine durchwurzelbare Bodenschicht oder
unterhalb oder außerhalb einer durchwurzelbaren Bodenschicht gelten die § 6 bis 8 BBodSchV n.F.

Wir weisen darauf hin, dass bei Baumaßnahmen die einschlägigen abfallrechtlichen Bestimmungen
einzuhalten sind.

Wir weisen darauf hin, dass bei landwirtschaftlich genutzt Flächen ggf. daraus entstandene
Bodenbelastungen (insbesondere des Oberbodens) im Rahmen der Baugrunderkundung zu
berücksichtigen sind.
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Bewertung 

 

Das Plangebiet liegt abgesetzt in der freien Landschaft und ist nicht an eine geeignete Sied-

lungseinheit angebunden. Durch besteht zunächst ein Konflikt mit dem Anbindegebot LEP 3.3 Z, 

da neue Siedlungsflächen möglichst in Anbindung an eine geeignete Siedlungseinheit auszuwei-

sen sind.  

Gem. LEP Zu 3.3 sind Freiflächen-Photovoltaikanlagen jedoch keine Siedlungsflächen im Sinne 

dieses Ziels.  

Das den Planungen zugrunde liegende Vorhaben einer Baustoffrecyclinganlage kann als produ-

zierendes Gewerbe, das aus Gründen des Immissionsschutzes nicht zur Anbindung an dem 

Wohnen dienende Gebiete geeignet ist, bewertet werden. Gem. der derzeit vierten Ausnahme 

des Anbindegebotes LEP 3.3 Z ist somit eine Ausweisung der Flächen möglich. 

Das Plangebiet liegt in einem landschaftlichen Vorbehaltsgebiet (RP 10 7.1.8.3 Z). Da der Stand-

ort bereits durch die im Umfeld bestehenden Nutzungen bereits entsprechend vorgeprägt ist, ist 

für die darin eingebettete Nutzung als Freiflächenfotovoltaikanlage und den Weiterbestand mit 

Erweiterung der Baustoffrecyclinganlage nicht davon auszugehen, dass die Funktionen des land-

schaftlichen Vorbehaltsgebietes gem. RP 10 7.1.8.2 Z durch das geplante Vorhaben entschei-

dend beeinträchtigt werden. Unter Würdigung der vorgesehenen Ausgleichs- und Ersatzmaß-

nahmen kann somit davon ausgegangen werden, dass die die Belange des landschaftlichen Vor-

behaltsgebietes unter Einbezug der festgelegten Sicherungs- und Pflegemaßnahmen gem. RP 

10 7.1.8.4.4.1 (G) ausreichend berücksichtigt werden können. 

Der westliche Teil des Plangebietes befindet sich im Vorranggebiet für Sand und Kies Sa 7 (RP 

10 5.2.3.2.2 Z, RP10 Karte 2). Die vorgelegte Begründung ist generell entsprechend an den ak-

tuellen Regionalplan Ingolstadt anzupassen. Gemäß RP10 Zu 5.2.3.1 müssen in Vorranggebie-

ten andere Nutzungsansprüche gegenüber der Gewinnung von Bodenschätzen zurücktreten. Es 

ist daher von entscheidender Bedeutung, dass im westlichen Teil des Plangebietes erst nach 

vollständig erfolgtem Abbau des relevanten Rohstoffes eine andere Nutzung erfolgt. In den Fest-

setzungen zum Bebauungsplan soll dementsprechend die Nutzung als Sondergebiet >Bau-

schuttrecycling< bzw. >Photovoltaik< erst dann zulässig sein, wenn der bereits genehmigte Kie-

sabbau auf den entsprechenden Flächen abgeschlossen ist und die Wiederverfüllung stattgefun-

den hat. Darüber hinaus wäre die für das o.g. Vorranggebiet festgesetzte Nachfolgenutzung 

>landwirtschaftliche Nutzung mit Kleinstrukturen (Lk), forstwirtschaftliche Nutzung, standortgemä-

ße Mischbestände (Fo)< (vgl. RP 10 5.2.6.2.3 G) entsprechend zu berücksichtigen. Durch die 

zeitliche Begrenzung des Baurechts und die festgesetzte Folgenutzung wäre dies für den Bereich 

der Freiflächenfotovoltaikanlage bereits darstellbar, für den Anteil der Baustoffrecyclinganlage 

wäre dies in den Planungen noch entsprechend zu berücksichtigen.  

 

Freiflächen-Photovoltaikanlagen sollen möglichst auf vorbelasteten Standorten realisiert werden. 

An geeigneten Standorten soll auf eine Vereinbarkeit der Erzeugung von Solarstrom mit an-

deren Nutzungen dieser Flächen, insbesondere der landwirtschaftlichen Produktion [&], hin-

gewirkt werden (LEP 6.2.3 (G)). Erneuerbare Energien sind dezentral in allen Teilräumen ver-

stärkt zu erschließen und zu nutzen (LEP 6.2.1 (Z)). Im notwendigen Maß soll auf die Nutzung 

von Flächen für Freiflächen-Photovoltaikanlagen in landwirtschaftlich benachteiligten Gebieten 

hingewirkt werden (LEP 6.2.3 (G)). Die räumlichen Voraussetzungen für den Ausbau der erneu-

erbaren Energien [&] sollen geschaffen werden (Art. 6 Abs. 2 Nr. 4 BayLplG). Den Anforderun-







 

– 2 – 

Wohnen dienende Gebiete ausgehen würden (…). 
Gemäß der Begründung zum o.g. LEP-Ziel liegen die Voraussetzungen (...) insbesondere vor, 

wenn eine nach § 4 BImSchG genehmigungsbedürftige Anlage in angebundener Lage nach 

den immissionsschutzrechtlichen Vorschriften nicht genehmigungsfähig wäre. 

 

Gemäß RP 10 7.1.8.2 Z kommt in landschaftlichen Vorbehaltsgebieten den Belangen des 

Naturschutzes und der Landschaftspflege zur Sicherung - des Arten- und Biotopschutzes - 

wichtiger Boden- und Wasserhaushaltsfunktionen - des Landschaftsbildes und der naturbezo-

genen Erholung besonderes Gewicht zu. Dieses besondere Gewicht des Naturschutzes und 

der Landschaftspflege ist bei der Abwägung mit anderen raumbedeutsamen Planungen und 

Maßnahmen im Einzelfall zu berücksichtigen. 

 

Gemäß RP 10 7.1.10.3 Z sollen als Landschaftsschutzgebiete insbesondere Gebiete gesi-

chert werden, die - zur Sicherung und Entwicklung eines regionalen Biotopverbundes zwischen 

den Kernlebensräumen notwendig sind - der Neuentstehung großflächiger, naturnaher Lebens- 

räume dienen - als Erholungslandschaften und Landschaften mit außergewöhnlichem Erschei-

nungsbild eine besondere Bedeutung besitzen 

 

Gemäß RP 10 5.2.3.1 Z hat in den Vorranggebieten die Gewinnung von Kies, Sand, Bentonit, 

Lehm und Ton, Kieselerde, Plattenkalk, Jurakalk, Dolomit und Quarzsand bei raumbedeutsa-

men Planungen und Maßnahmen den Vorrang. 

 

Gemäß RP 10 5.2.6.2.1 Z sind die für Abbauvorhaben innerhalb von Vorrang- bzw. Vorbe-

haltsgebieten festgelegten Nachfolgefunktionen in den jeweiligen für eine Genehmigung er-

forderlichen Verfahren entsprechend zu beachten bzw. zu berücksichtigen. 

 

Landesplanerische Bewertung 

Der Standort liegt ohne Anbindung an eine geeignete Siedlungseinheit im Außenbereich. Das 

Vorhaben erfüllt daher nicht das Anbindungserfordernis und steht dem LEP-Ziel 3.3 zunächst 

entgegen. Laut der vorgelegten Begründung soll am geplanten Standort mit einer mobilen Bau-

schuttrecyclinganlage angelieferter Bauschutt aufbereitet, gebrochen und sortiert werden. Im 

Anschluss werden Teile u.a. für den Straßenbau aufbereitet und wiedergenutzt. Aus landespla-

nerischer Sicht handelt es sich somit um eine Anlage, mit der Sekundärrohstoffe und Recyc-

lingrohstoffe hergestellt werden und nicht nur um einen reinen Lager- und Sammelplatz von 

Bauschutt, mineralischen Abfällen etc. Daher ist aus unserer Sicht im vorliegendem Fall von 

einem produzierenden Gewerbebetrieb auszugehen. Darüber hinaus sind Anlagen zum Bre-

chen, Trocknen, Mahlen oder Klassieren von natürlichem oder künstlichem Gestein (...) von § 4 

BImSchG erfasst. 

 

Das Planungsgebiet liegt zur Gänze im Landschaftsschutzgebiet „Paartal“ und im landschaftli-
chen Vorbehaltsgebiet Nr. 11 „Hügellandschaften des Donau-Isar-Hügellandes“. Der westliche 

Teilbereich befindet sich im Vorranggebiet für Bodenschätze „Sand und Kies Nr. Sa 7“. Die 
Aussage in der vorgelegten Begründung, von der Planung seien keine Vorrang- und Vorbe-

haltsgebiete für Bodenschätze betroffen, ist somit nichtzutreffend. Wir bitten die Gemeinde 

Reichertshofen, die Begründung generell an den aktuellen Regionalplan der Region Ingolstadt 

und insbesondere an das seit 05.02.2024 in Kraft getretene Teilkapitel 5.2 (Bodenschätze) an- 

zupassen. 
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le des Trockenkiesabbaus wurde bei 422,0 m ü. NHN festgelegt. 

Die Nutzung im Bereich Sondergebiets Bauschuttrecycling 2 darf erst aufgenommen werden, 

wenn der genehmigte Kiesabbau auf den Fl. Nrn. 782 und 783 (Bescheid Nr. 30/602 AG BG 

VI 20231066 vom 21.06.2024) in den Abbau-Abschnitten 1, 6 und 7 erfolgt und die Wieder-

verfüllung auf 428,00 m ü NHN stattgefunden hat. Sollte diese geplante Nutzung nicht mit 

dem derzeitigen Bescheid für den Trockenkiesabbau mit Wiederverfüllung übereinstimmen, 

ist eine Tektur zu beantragen. Für die Errichtung und den Betrieb der derzeitigen RC-Anlage 

inkl. Zwischenlagerung existiert ein immissionsschutzrechtlich genehmigter Bescheid, der im 

Zuge der Umgestaltung und Erweiterung der Bauschutt-Recycling-Bereiche anzupassen ist. 

1.2 SO Photovoltaik  

• Zink 

Photovoltaikmodule werden in der Regel mittels verzinkter Stahlprofile im Boden verankert. 

Die erdberührten Flächen der verzinkten Stahlprofile einer Photovoltaikanlage variieren je 

nach Modulgröße, Bodenmächtigkeit, Topografie, projizierter Wind- und Schneelast und Art 

der Verankerung. Die Bodenkontaktfläche beträgt bei dem üblichen Rammpfahlverfahren 

400 bis 600 m²/ha. Von diesen Berührflächen der Stahlprofile kann Zink in erhöhten Mengen 

über Korrosionsprozesse in den Boden gelangen (abhängig von der vorhandenen Boden-

feuchte, dem vorliegenden Säurestatus (pH-Wert) und dem Gehalt gelöster Salze). Durch 

das Einrammen und Ziehen kann es in den unmittelbar angrenzenden Bodenbereich zu ei-

nem Eintrag kommen, was durch Vorrammen oder Vorbohren z.B. bei steinigen Böden mi-

nimiert werden kann. 

Im Sinne des allgemeinen Grundwasserschutzes sollten verzinkte Rammprofile oder Erd-

schraubanker nur eingebracht werden, wenn die Eindringtiefe über dem höchsten Grund-

wasserstand liegt. (zu den Grundwasserständen siehe Nr. 1.1) 

 

Um unvermeidliche Zinkeinträge in den Boden zu minimieren, sind Zink-Aluminium-

Magnesium-Legierungen (z. B. „Magnelis ©“, 93,5 % Zn, 3,5 % Al, 3 % Mg) zu verwen-
den. 

• Hinweise aus Sicht des vorsorgenden Grundwasserschutzes: 

Bei Stau- und Grundwassereinfluss ist mit beschleunigter Zinkfreisetzung zu rechnen. Es gilt 

daher sicherzustellen, dass trotz des Zinkeintrages durch die Rammprofile und der dadurch 

hervorgerufenen Erhöhung der Zinkkonzentration gegenüber dem regionalen Hintergrund-

wert der Geringfügigkeitsschwellenwert eingehalten und eine nachteilige Veränderung der 

Grundwasserbeschaffenheit ausgeschlossen wird. Für Zink liegt der Geringfügigkeitsschwel-

lenwert bei 60 μg/l bzw. 60 mg/m³. 

Aufgrund der vorgenannten Zink-Thematik empfehlen wir nach dem Rückbau der PV-Anlage 
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und vor der Folgenutzung, stichprobenartige Bodenuntersuchungen in Kontaktbereichen 

zum verzinkten Stahlprofil durchzuführen. Ggf. müssen dann erhöhte Zinkgehalte durch 

Nachkalkung gebunden oder entfernt werden, um negative Auswirkungen auf weitere 

Schutzgüter zu vermeiden. 

Bei Erdarbeiten sind die bodenschutzfachlichen Vorgaben angelehnt an die DIN 19639 zu 

beachten. Das bedeutet insbesondere, dass der Ober- und Unterboden wenig befahren bzw. 

nicht unterschiedlich belastet werden soll, sowie bei Zwischenlagerung und Wiedereinbau 

darauf zu achten ist, dass das Schutzgut Boden nicht unnötig versiegelt wird und die natürli-

chen Bodeneigenschaften erhalten bleiben / wiederhergestellt werden. 

2. Niederschlagswasser/Abwasserbeseitigung 

2.1 SO Bauschuttrecycling 

Die Lager- und Arbeitsflächen für den Bereich Bauschuttrecycling sind beständig gegenüber 

den gehandhabten Abfällen und Recyclingbaustoffen sowie nötigenfalls dicht gegenüber den 

dort vorhandenen wassergefährdenden Stoffen und wassergefährdenden Betriebsmitteln 

auszuführen. 

Für Abwässer von Lager- und Arbeitsflächen ist folgendes zu beachten: 

Auf den Lager- und Arbeitsflächen anfallendes belastetes Niederschlagswasser ist zu erfas-

sen. Sämtliche Lager- und Arbeitsflächen sind so zu befestigen, dass anfallendes Nieder-

schlagswasser gesammelt, und dann fachgerecht einer Versickerungsanlage zugeführt wird. 

Eine Einleitung von Abwässern in die öffentliche Kanalisation bedarf der Zustimmung des 

Kanalnetzbetreibers. 

Eine Einleitung von Abwässern in Gewässer/Grundwasser bedarf einer wasserrechtlichen 

Erlaubnis. Dazu sind am Standort der Bauschuttaufbereitung Einrichtungen zur ordnungs-

gemäßen Entwässerung zu schaffen. Hinweise zu qualitativen Anforderungen bei der Nie-

derschlagswasserbeseitigung sind in Anlehnung an das LfU-Merkblatt 4.5/5 (Niederschlags-

wasserbeseitigung bei gewerblich genutzten Flächen, Entwässerung von Lager- und Be-

triebsflächen) zu entnehmen. Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von 

Niederschlagswasser hat gemäß DWA-A 138, in den jeweils aktuellen Versionen, zu erfol-

gen. 

Die Entwässerungsplanung ist mit dem Wasserwirtschaftsamt Ingolstadt abzustimmen. Die 

Art der Entwässerung steht in direkter Abhängigkeit mit dem Belastungsgrad der zur Zwi-

schenlagerung und Behandlung vorgesehenen Materialien. 

2.2 SO Photovoltaik  

Das von den PV-Modulen abfließende Niederschlagswasser ist breitflächig zu versickern. 

Das von befestigten Flächen (z.B. Dachfläche des Trafo-/Wechselrichtergebäudes, Geräte-
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Wir möchten daher im Rahmen des FNP-Verfahren darauf hinweisen, dass im 

Geltungsbereich der Flächennutzungsplanänderung bisher unbekannte 

Bodendenkmäler zu vermuten sind. 

 

Diese Denkmäler sind gem. Art. 1 BayDSchG in ihrem derzeitigen Zustand vor Ort zu 

erhalten. Der ungestörte Erhalt dieser Denkmäler vor Ort besitzt aus Sicht des 

Bayerischen Landesamts für Denkmalpflege Priorität. Weitere Planungsschritte 

sollten diesen Aspekt bereits berücksichtigen und Bodeneingriffe auf das 

unabweisbar notwendige Mindestmaß beschränken.  

 

Eine Orientierungshilfe bietet der öffentlich unter http://www.denkmal.bayern.de 

zugängliche Bayerische Denkmal-Atlas. Darüber hinaus stehen die digitalen 

Denkmaldaten für Fachanwender als Web Map Service (WMS) zur Verfügung und 

können so in lokale Geoinformationssysteme eingebunden werden. Die URL dieses 

Geowebdienstes 

lautet:             https://geoservices.bayern.de/wms/v1/ogc_denkmal.cgi 

Bitte beachten Sie, dass es sich bei o.g. URL nicht um eine Internetseite handelt, 

sondern um eine Schnittstelle, die den Einsatz entsprechender Software erfordert.  

 

Es ist erforderlich, das genannte Bodendenkmal nachrichtlich in der markierten 

Ausdehnung in den Flächennutzungsplan zu übernehmen, in der Begründung 

aufzuführen sowie auf die besonderen Schutzbestimmungen hinzuweisen (§ 5 Abs. 

4, § 9 Abs. 6 BauGB) und im zugehörigen Kartenmaterial Lage und Ausdehnung zu 

kennzeichnen (Anlage PlanZV, Nr. 14.2-3). 

 

Zudem sind regelmäßig im Umfeld dieser Denkmäler weitere Bodendenkmäler zu 

vermuten. Weitere Planungen im Nähebereich bedürfen daher der Absprache mit 

den Denkmalbehörden. 

Informationen hierzu finden Sie unter: 

https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/publikationen/denkmal

pflege-themen_denkmalvermutung-bodendenkmalpflege_2016.pdf 

 

http://www.denkmal.bayern.de/
https://geoservices.bayern.de/wms/v1/ogc_denkmal.cgi
https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/publikationen/denkmalpflege-themen_denkmalvermutung-bodendenkmalpflege_2016.pdf
https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/publikationen/denkmalpflege-themen_denkmalvermutung-bodendenkmalpflege_2016.pdf
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durch Luftverunreinigungen oder Lärm einschließlich Verkehrslärm, auf dem Wohnen dienende 

Gebiete ausgehen würden (…).  
Gemäß der Begründung zum o.g. LEP-Ziel liegen die Voraussetzungen (...) insbesondere vor, 

wenn eine nach § 4 BImSchG genehmigungsbedürftige Anlage in angebundener Lage nach 

den immissionsschutzrechtlichen Vorschriften nicht genehmigungsfähig wäre.  

 

Gemäß RP 10 7.1.8.2 Z kommt in landschaftlichen Vorbehaltsgebieten den Belangen des 

Naturschutzes und der Landschaftspflege zur Sicherung - des Arten- und Biotopschutzes - 

wichtiger Boden- und Wasserhaushaltsfunktionen - des Landschaftsbildes und der naturbezo-

genen Erholung besonderes Gewicht zu. Dieses besondere Gewicht des Naturschutzes und 

der Landschaftspflege ist bei der Abwägung mit anderen raumbedeutsamen Planungen und 

Maßnahmen im Einzelfall zu berücksichtigen. 

 

Gemäß RP 10 7.1.10.3 Z sollen als Landschaftsschutzgebiete insbesondere Gebiete gesi-

chert werden, die - zur Sicherung und Entwicklung eines regionalen Biotopverbundes zwischen 

den Kernlebensräumen notwendig sind - der Neuentstehung großflächiger, naturnaher Lebens-

räume dienen - als Erholungslandschaften und Landschaften mit außergewöhnlichem Erschei-

nungsbild eine besondere Bedeutung besitzen 

 

Gemäß RP 10 5.2.3.1 Z hat in den Vorranggebieten die Gewinnung von Kies, Sand, Bentonit, 

Lehm und Ton, Kieselerde, Plattenkalk, Jurakalk, Dolomit und Quarzsand bei raumbedeutsa-

men Planungen und Maßnahmen den Vorrang. 

 

Gemäß RP 10 5.2.6.2.1 Z sind die für Abbauvorhaben innerhalb von Vorrang- bzw. Vorbe-

haltsgebieten festgelegten Nachfolgefunktionen in den jeweiligen für eine Genehmigung er-

forderlichen Verfahren entsprechend zu beachten bzw. zu berücksichtigen. 

 

Landesplanerische Bewertung  

Der Standort liegt ohne Anbindung an eine geeignete Siedlungseinheit im Außenbereich. Das 

Vorhaben erfüllt daher nicht das Anbindungserfordernis und steht dem LEP-Ziel 3.3 zunächst 

entgegen. Laut der vorgelegten Begründung soll am geplanten Standort mit einer mobilen Bau-

schuttrecyclinganlage angelieferter Bauschutt aufbereitet, gebrochen und sortiert werden. Im 

Anschluss werden Teile u.a. für den Straßenbau aufbereitet und wiedergenutzt. Aus landespla-

nerischer Sicht handelt es sich somit um eine Anlage, mit der Sekundärrohstoffe und Recyc-

lingrohstoffe hergestellt werden und nicht nur um einen reinen Lager- und Sammelplatz von 

Bauschutt, mineralischen Abfällen etc. Daher ist aus unserer Sicht im vorliegendem Fall von 

einem produzierenden Gewerbebetrieb auszugehen. Darüber hinaus sind Anlagen zum Bre-

chen, Trocknen, Mahlen oder Klassieren von natürlichem oder künstlichem Gestein (...) von § 4 

BImSchG erfasst.  

 

Das Planungsgebiet liegt zur Gänze im Landschaftsschutzgebiet „Paartal“ und im landschaftli-
chen Vorbehaltsgebiet Nr. 11 „Hügellandschaften des Donau-Isar-Hügellandes“. Der westliche 

Teilbereich befindet sich im Vorranggebiet für Bodenschätze „Sand und Kies Nr. Sa 7“. Die 

Aussage in der vorgelegten Begründung, von der Planung seien keine Vorrang- und Vorbe-

haltsgebiete für Bodenschätze betroffen, ist somit nichtzutreffend. Wir bitten die Gemeinde 

Reichertshofen, die Begründung generell an den aktuellen Regionalplan der Region Ingolstadt 




